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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schäuble, Dr. Marx, Burger, Dr. Evers, 
Dr. Eyrich, Dr. Gruhl, Härzschel, Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Wörner und Genossen 
- Drucksache 7/2956 - 

betr. Strukturpolitische Zusammenarbeit am Oberrhein 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
16. Januar 1975 - IC2 - 71 1010/1 - namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Dank der an den Zielen der Freizügigkeit, der Freiheit des 
Warenverkehrs und der europäischen Integration orientierten 
Politik entwickelt sich der oberrheinische Raum von Frankfurt 
bis Basel immer mehr zu einem einheitlichen Wirtschaftsge- 
biet, in dem sich die Spuren noch bis in die jüngste Vergangen- 
heit bestehender Abgrenzungen zunehmend verwischen und 
dem als einem Kerngebiet der Europäischen Gemeinschaft be- 
sondere Bedeutung zukommt. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß diese Entwicklung in immer stärkerem Maße dazu 
zwingt, die Pläne für die weitere Gestaltung dieses Raumes 
aufeinander abzustimmen. Sie begrüßt daher den von der Kon- 
ferenz der Oberrheinischen Regionalplaner in ihrem „Dring- 
lichen Antrag“ vom 14. November 1974 geäußerten Willen zu 
einer ständigen Zusammenarbeit. 


1. Welches sind die Hauptmerkmale und die bestimmenden Ursa- 
chen für die wirtschaftsstrukturellen Unterschiede und die 
sich daraus ergebenden Gefällsituationen zwischen den verschie- 
denen Teilräumen am Oberrhein? 

Z' 

Zur Zeit bestehende Unterschiede in der Wirtschaftsstruktur 

einzelner Teilgebiete des Oberrheingrabens ergeben sich aus 

— dem regional verschiedenen Entwicklungsgrad der Teilge- 
biete 

— der Zugehörigkeit von Teilgebieten zu verschiedenen Wirt- 
schafts-, Sozial- und Rechtssystemen 

— den topographischen Verhältnissen. 


Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3086 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Die Wirtschaftsstruktur des Oberrheingrabens wird im Norden 
durch die Ballungszentren des Rhein-Main und Rhein-Neckar- 
Gebiets bestimmt. Der Süden steht unter dem Einfluß der Wirt- 
schaftsmetropole Basel. Begünstigt durch die geographische 
Lage und vorwiegend in Nord-Süd-Richtung verlaufende Ver- 
kehrsverbindungen wirkt die wirtschaftliche Anziehungskraft 
der großen Zentren von Norden und Süden weit in dazwischen- 
liegenden Raum hinein. Das Schwergewicht des wirtschaftlichen 
Wachstums liegt im Norden, wo sich zwischen Main und Neckar 
Ansätze einer „Bandstruktur" abzeichnen. Im Süden wird die 
Anziehungskraft Basels durch den Umstand verstärkt, daß die 
Schweiz aus vielfältigen Gründen besonderen Anreiz zu Investi- 
tionen bietet. Dieser Umstand dürfte indessen teilweise durch 
die restriktive Ausländerpolitik der Schweiz aufgewogen wer- 
den. 

Diese Feststellungen werden durch Erkenntnisse bestätigt, die 
bei der Neuabgrenzung der Fördergebiete im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" gewonnen wurden. Nach Untersuchungen von Prof. 
Klemmer (Universität Bochum) umfaßt der Rheingraben auf 
deutscher Seite acht Arbeitsmarktregionen, die anhand der 
Pendlerbeziehungen zwischen den Wohn- und Arbeitsorten der 
Arbeitnehmer festgestellt wurden. Eine Beurteilung der Wirt- 
schaftskraft dieser Regionen nach den Kriterien Arbeitskraft- 
reserve, Einkommensniveau und Infrastrukturausstattung ergab 
zwischen den Arbeitsmarktregionen Frankfurt und Offenburg 
eine fallende, zwischen Offenburg und. der, die zum Einzugs- 
bereich Basels gehörige Gemeinden umfassende Arbeitsmarkt- 
region „Hochrhein" eine steigende Tendenz. Allerdings er- 
reichen die südlichen Regionen nicht das hohe Niveau des 
Nordens. 

Vergleichbare Untersuchungen für den französischen Teil des 
Rheingrabens liegen nicht vor. Jedoch sind Anhaltspunkte vor- 
handen, die auf ein - allerdings geringeres - Gefälle in Ost- 
West-Richtung zwischen dem badischen und dem elsässischen 
Teil des Rheingrabens schließen lassen. Beide Gebiete zeigen, 
nach Untersuchungen der EG-Kommission eine nach dem 
Kriege voneinander abweichende Entwicklung, die sich an der 
sektoralen Aufgliederung der Erwerbsbevölkerung ablesen 
läßt: Während 1950 im Elsaß der Anteil der in der Landv/irt- 
schaft Beschäftigten an der Erwerbsbevölkerung kleiner war 
als in Baden, der Anteil der Industriebeschäftigten jedoch grö- 
ßer, zeigt die Untersuchung für 1968 gleiche Anteile. Das bedeu- 
tet, daß die Industrialisierung in Baden schneller vonstatten 
ging als im Elsaß. Diese Entwicklung hat sich wohl bis in die 
letzten Jahre fortgesetzt. 

In diesem Zusammenhang sind Unterschiede auf dem Gebiet 
der regionalen Wirtschaftspolitik von Bedeutung: Während die 
Schwerpunkte der regionalen Förderung in Frankreich außer- 
halb des Oberrheingrabens liegen, erfaßt das deutsche Regio- 
nale Aktionsprogramm „Südlicher Oberrhein-Hochschwarzwald" 


1) Regionale Entwicklung der Gemeinschaft - analytische Bilanz - 1971 
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wesentliche Teile Südbadens. Im Rahmen dieses Programms 
sind in der Zeit vom 1. Januar 1972 bis zum 31. Dezember 1973 
2958 neue Arbeitsplätze in den badischen Teilen des Oberrhein- 
gebiets durch im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ geförderte Investi- 
tionen entstanden. 

Es ist anzunehmen, daß neben anderen Faktoren (Lohnniveau, 
Betriebsklima, Fehlen der Sprachbarriere) das größere indu- 
strielle Arbeitsplatzangebot auf badischer Seite zu einem Über- 
hang in der Zahl der Grenzarbeitnehmer aus dem Elsaß ge- 
führt hat. Er wird von französischer Seite mit 13 000 Personen 
beziffert-, das sind etwa die Hälfte aller in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigten französischen Grenzarbeitnehmer. 

Erheblich größer ist die Zahl der deutschen und französischen 
Grenzarbeitnehmer in der Schweiz. Allein im deutschen Arbeits- 
amtsbezirk Lörrach sind rd. 16 000 in der Schweiz beschäftigte 
Arbeitnehmer registriert. Die Zahl der elsässischen Pendler 
wird mit 18 000 angegeben. Diese Zahlen dokumentieren die 
wirtschaftliche Bedeutung des Zentrums Basel. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, daß infolge die- 
ser Gefällsituationen, insbesondere an der deutsch-französischen 
Grenze, sich vielfältige Spannungen entwickeln, die die Zusam- 
menarbeit in den Grenzgebieten erschweren und die deutsch- 
französische Freundschaft behindern können? 

Nach Auffassung der Bundesregierung bietet die wirtschafts- 
strukturelle Entwicklung am Oberrhein keinen Anlaß zu Span- 
nungen mit den Nachbarstaaten, die die Zusammenarbeit im 
Grenzgebiet erschweren und die Freundschaft mit den Nach- 
barstaaten beeinträchtigen können; dies gilt für das Verhältnis 
zu Frankreich ebenso wie gegenüber der Schweiz. 


3. Weldie Vorstellungen hat die Bundesregierung, um durch Ver- 
handlungen mit Frankreich und der Schweiz diese Gefällsitua- 
tionen abzubauen? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß Unterschiede in der 
Wirtschaftsstruktur zwischen dem deutschen, französischen und 
schweizerischen Teil des Oberrheingebietes langfristig deutlich 
verringert werden können. Im Verhältnis zu Frankreich wird 
dabei der Fortschritt der europäischen Integration von entschei- 
dender Bedeutung sein. 

Im übrigen bemüht sich die Bundesregierung stets um eine früh- 
zeitige Abstimmung aller strukturpolitisch bedeutsamen Pläne 
und Maßnahmen mit den Zuständigen Stellen der Nachbarstaa- 
ten. Dies gilt insbesondere für die Bereiche der regionalen 
Wirtschaftspolitik und der Verkehrspolitik, namentlich den 
Ausbau des Rheins als Wasserstraße und den Bau neuer Rhein- 
übergänge, denen für die Entwicklung der Ost-West-Verbin- 
dungen am Oberrhein besondere Bedeutung zukommt. 
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4, Soweit die Bundesregierung ein wirtsdiaftsstrukturpolitisdies 
Konzept zum Abbau der Unterschiede am Oberrhein hat: Inwie- 
weit ist dieses Konzept mit den ökologischen Erfordernissen 
auf beiden Seiten des Oberrheins abgestimmt, die insbesondere 
für den Abschnitt des südlichen Oberrheins und des Hochrheins 
im wasserwirtschaftlichen und klimatologischen Bereich auf 
einen außergewöhnlich labilen Gleichgewichtszustand auszu- 
richten sind? 


Strukturpolitische Maßnahmen in der Bundesrepublik müssen 
den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung ent- 
sprechen. Sie ordnen sich damit in die Pläne ein, die den Schutz 
und die Pflege der Landschaft, die Sicherung und Gestaltung 
von Erholungsgebieten, die Reinerhaltung des Wassers und 
der Luft und die Sicherung der Wasserversorgung bezwecken. 

Das Bundesraumordnungsprogramm dürfte nach seiner Verab- 
schiedung, zusammen mit den Landes- und Gebietsentwick- 
lungsprogrammen und -plänen eine weitere Abstimmung bei- 
derseits des Rheins ermöglichen. 


5. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, den aus- 
ländischen Partnern zur mittel- und langfristigen Gestaltung 
am Oberrhein vorzuschlagen? 


Untersuchungen und Vorschläge für grenzüberschreitende Maß- 
nahmen zur mittel- und langfristigen Gestaltung am Oberrhein 
liegen in einzelnen Fachbereichen bereits vor. Im Bereich der 
regionalen Wirtschaftspolitik werden die Fördersysteme beider- 
seits der deutsch-französischen Grenze in absehbarer Zeit ein- 
ander angeglichen werden; nach den Beschlüssen des Planungs- 
ausschusses der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 21. August 1974 wird die 
Förderung im Rahmen des Regionalen Aktionsprogramms „Süd- 
licher Oberrhein-Hochschwarzwald" nach einer Übergangszeit 
auslaufen. Dagegen ergibt sich aus den Beschlüssen des Pla- 
nungsausschusses für die östlichen Teile des Hochrheingebiets 
die Möglichkeit, das starke wirtschaftliche Gefälle zwischen 
Deutschland und der Schweiz durch Förderungsmaßnahmen aus- 
zugleichen. 

Im Bereich der Verkehrspolitik werden die Verhandlungen 
unter anderem den Neubau von Rheinübergängen zum Gegen- 
stand haben. Im einzelnen handelt es sich um die Bundesauto- 
bahnbrücken Märkt- Village Neuf, Steinenstadt - Ottmarsheim, 
Breisach -Neuf, Brisach und Kehl - Straßburg, sowie um die 
Bundesstraßenübergänge Weil - Hüningen, Ottenheim - Gerst- 
heim und Iffezheim -Roeschwoog. Der Ausbau des Oberrheins 
nach dem Vertrag vom 27. Oktober 1956 ist inzwischen been- 
det worden. Ein weiterer Vertrag über den Ausbau des Ober- 
rheins vom 4. September 1969 befindet sich gegenwärtig in 
Ausführung. Er bezieht sich unter anderem auf den Ausbau der 
Staustufe Gambsheim, die fertiggestellt und im Mai 1974 einge- 
weiht wurde. Der Abschluß der Arbeiten an der Staustufe 
Iffezheim ist für 1977 vorgesehen, über den Ausbau des Rheins 
unterhalb Iffezheim laufen gegenwärtig Regierungsverhandlun- 
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gen. Im einzelnen ist die Errichtung einer Staustufe Neuburg- 
weier für 1981/82 geplant. 

Es fehlt bisher an einer gemeinsamen Raumordnungskonzeption 
für die Entwicklung beiderseits des Oberrheins, um koordi- 
nierte Vorschläge für grenzüberschreitende Planungen und 
Maßnahmen am Oberfhein zu machen. Es wird vorrangige Auf- 
gabe der Zusammenarbeit mit Frankreich und auch mit der 
Schweiz auf dem Gebiet der Raumordnung sein, ein Konzept für 
die Entwicklung des grenzüberschreitenden Natur- und Kultur- 
raumes Oberrhein zu erarbeiten, auf das sich die erforderlichen 
Maßnahmen stützen können. 


6. Warum sind die Bemühungen um das Zustandekommen einer 
gemeinsamen Raumordnungskommission für das Oberrheinge- 
biet bisher erfolglos geblieben? 

Die Bundesregierrung hat sich nicht um die Bildung einer 
deutsch-französischen Raumordnungskommission bemüht, die 
nur das Oberrheingebiet umfaßt. Sie strebt vielmehr - unter- 
stützt von der Landesregierung Baden- Württemberg - seit Jah- 
ren die Einrichtung einer Raumordnungskommission auf Regie- 
rungsebene an, in der zentrale und regionale Raumordnungs- 
fragen des gesamten deutsch-französischen Grenzraumes wie 
auch raumordnerische Überlegungen in der EG und auf euro- 
päischer Ebene bilateral behandelt werden sollten. In einer 
solchen Raumordnungskommission könnten im Bedarfsfall 
Unterkommissionen und/oder Arbeitsgruppen für besondere 
Aufgaben gebildet werden. 

Demgegenüber setzt sich die französische Regierung für die 
Schaffung einer dreiseitigen gemischten Regierungskommission 
für das Gebiet Basel-Elsaß-Kantone Basel ein. Die Bundes- 
regierung unterstützt zwar die baldige Einrichtung dieser trila- 
teralen Regierungskommission, die der bereits seit längerem 
bestehenden Regierungskommission für das saarländisch- 
lothringisch-luxemburgische Grenzgebiet entsprechen würde. 
Sie hat aber in diesem Zusammenhang die französische Regie- 
rung kürzlich wissen lassen, daß die in Aussicht genommene 
deutsch-französisch-schweizerische Regierungskommission nicht 
alle Fragen der Raumordnung im deutsch-französischen Grenz- 
raum und von beiderseitigem Interesse erörtern kann. So haben 
zum Beispiel Vorgänge in jüngster Zeit deutlich gemacht, daß es 
im deutsch-französischen Grenzraum Fragen gibt, die zweck- 
mäßigerweise im bilateralen Rahmen erörtert werden sollten. 
Auf deutscher Seite besteht deshalb nach wie vor ein lebhaftes 
Interesse an der Einrichtung der seit langem angestrebten 
deutsch-französischen Raumordnungskommission. 

7. Weldie materiellen Zielsetzungen verfolgt die Bundesregie- 
rung im einzelnen für den Fall eines Zustandekommens der 
gemeinsamen Raumordnungskommission für das Oberrhein- 
gebiet? 

Aufgabe einer deutsch-französischen Raumordnungskommission 
wird es insbesondere sein, 
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— eine . frühzeitige Abstimmung der Raumordnungs- und der 
Fadipläne, soweit sie sich raumordnerisch auswirken, her- 
beizuführen, 

— die raumrelevanten Einzelplanungen und Maßnahmen unter 
raumordnerischen Aspekten abzustimmen, 

— ein gemeinsames Raumordnungskonzept für eine langfristige 
strukturelle Entwicklung des beiderseitigen Oberrheinge- 
biets zu erarbeiten. 

Materielle Grundlage für dieses Konzept wird deutscherseits 
neben den Landes- und Gebietsentwicklungsprogrammen und 
-planen das Bundesraumordnungsprogramm sein, das bereits 
konkrete Ziel vor Stellungen für die großräumige Entwicklung 
des Bundesgebiets und damit auch für den deutschen Teil des 
Oberrheingebiets enthält. 

Für eine rechtzeitige Information und Koordination der Pla- 
nungen und Maßnahmen in der Raumordnungskommission wäre 
ein beiderseits verbindliches Verfahren zu vereinbaren. 


8. In welcher Weise können beim Zustandekommen der Raumord- 
nungskommission regionale Planungsorganisationen und Raum- 
ordnungsinstanzen an den gemeinsam zu treffenden Entschei- 
dungen mitwirken und verantwortlich mitbestimmen? 

Sowohl in der deutsch-schweizerischen als auch in der deutsch- 
österreichischen Raumordnungskommission sind deutscherseits 
neben Vertretern des Bundes und der beteiligten Länder auch 
Vertreter von regionalen Planungsverbänden gleichberechtigte 
Mitglieder. Die Bundesregierung geht davon aus, daß dies auch 
im Falle einer deutsch-französischen Raumordnungskommission 
so gehandhabt wird. 

Darüber hinaus können Vertreter grenzüberschreitender Zusam- 
menschlüsse, soweit sie sich, wie z. B. die Regio Basiliensis, mit 
Fragen der Raumordnung befassen, als Sachverständige in zu 
bildenden Unterkommissionen oder Arbeitsgruppen mitwirken. 
Außerdem sollten diese Organisationen die Ergebnisse ihrer 
Arbeiten der Kommission zur Verfügung stellen und ihr auch 
Vorschläge und Anregungen unterbreiten können. 
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